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I. Die Hauptergebnisse in Kurzform

• Das Institut für empirische Sozialforschung führte im Auftrag der
AK Wien eine Befragung von Personen durch, die innerhalb der letz-
ten fünf bis sechs Jahre in Wien in eine private Hauptmietwohnung
in einem Altbau (Richtwertmietwohnungen) eingezogen sind. Im
Mittelpunkt der Befragung stand die Einkommensbelastung dieser
Mieterhaushalte durch die monatlichen Mietzahlungen.

• Befragt wurden 192 Mieter. Es handelt sich dabei vor allem um die
jüngeren und mittleren Altersgruppen (18- bis 29-Jährige: 30 %; 30-
bis 49-Jährige: 54 %; Ältere: 16 %) und um gut ausgebildete und im
Berufsleben stehende Personen. Drei Viertel der Befragten haben zu-
mindest die Matura. In fast allen Haushalten ist zumindest eine Per-
son berufstätig (eine Person: 45 %; zwei oder mehr Personen: 47 %).
Nur in 28 Prozent dieser Haushalte leben Kinder unter 18 Jahren.

• Das persönliche Durchschnittseinkommen liegt bei 1.535 Euro. Das
Medianeinkommen macht 1.325 Euro aus: Das heißt, 50% der Be-
fragten verdienten weniger als 1.325 Euro im Monat.  Das gesamte
Netto-Haushaltseinkommen beläuft sich pro Monat im Schnitt auf
2.037 Euro; 50% der Haushalte hatten ein Haushaltseinkommen
von weniger als 1.681 Euro (Median). Damit entspricht das persön-
liche Nettoeinkommen (Median) in etwa dem Medianeinkommen
der Gesamtgruppe der unselbständig Beschäftigten in Wien.

• Es besteht eine im Schnitt überdurchschnittlich hohe Belastung der
Einkommen durch die Mieten. Der Prozentanteil der Mietkosten
vom monatlichen Haushaltsnettoeinkommen aus Erwerbstätigkeit
beträgt im Schnitt 43 Prozent. Bei 30 Prozent der Befragten ist der
entsprechende Anteil sogar noch höher. Bei vielen Doppelverdie-
nern wird ein Erwerbseinkommen für die Miete benötigt, die an-
dernfalls gar nicht leistbar wäre.

• Die meisten dieser Wohnungen befinden sich in Gürtelnähe bzw.
außerhalb des Gürtels, also in den nicht so guten Wohngegenden
bzw. in eher ‚billigen‘ Stadtteilen. Die mittlere Wohnungsgröße be-
lief sich auf 75 m²; die Mehrzahl der bezogenen Mietwohnungen
hat 2 bis 3 Zimmer. In drei von zehn Mietwohnungen war beim Ein-
zug keine Küche eingerichtet.
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• Die durchschnittliche Miete über alle in diesen fünf Jahren bezoge-
nen Wohnungen betrug 682 Euro bzw. 9,20 Euro pro m². Die Mie-
ten sind seit 2004/2005 von 8,70 Euro pro m² auf 9,60 Euro pro m²
angestiegen. Das ist ein Anstieg von 2% pro Jahr.

• Über Makler vermittelte Wohnungen sind deutlich teurer. Bei den
von Maklern vermittelten Wohnungen betrug die Durchschnitts-
miete 9,60 Euro pro m², bei denen ohne Maklervermittlung 8,60 Eu-
ro pro m². Bei den von Maklern in den Jahren 2008/2009 vermittel-
ten Wohnungen lag die Durchschnittsmiete bei 10 Euro pro m².

• Ein Drittel der befragten Haushalte hat einen befristeten Mietver-
trag. Seit den Jahren 2004-2005 ist der Anteil an befristeten Verträ-
gen stark angestiegen (von 26 % auf 37 % in den Jahren 2008-2009).
Bemerkenswert ist, dass der durchschnittliche m²-Preis bei den be-
fristeten Mietverträgen im Schnitt bei 9,40 Euro liegt und damit
nicht geringer als bei den unbefristeten ist. Das Fehlen der Angaben
über Zu- und Abschläge im Mietvertrag und die gesetzliche Unbe-
stimmtheit des Richtwertmietensystems führen offensichtlich dazu,
dass die vorgesehenen Abschläge in der Mietzinsfestlegung nicht be-
rücksichtigt werden.

• Zusätzliche Kostenbelastungen ergaben sich für viele Mieter durch
hohe Anfangskosten bei Bezug: so mußten 85 Prozent der Befragten
bei Vertragsabschluss eine Kaution hinterlegen. Die durchschnittli-
che Höhe derselben betrug 2.020 Euro. Die mittlere Bandbreite be-
wegte sich zwischen rund 1.200 und rund 3.700 Euro.

• 57 Prozent der Haushalte haben die Mietwohnung über einen Mak-
ler bezogen, die anderen sind in Eigeninitiative zur Wohnung ge-
kommen (über Bekannte oder via Internet). Ein Grund dafür ist,
dass sich viele die hohen Maklergebühren nicht leisten können. Die
Höhe der Maklerprovision lag im Schnitt bei 1.981 Euro. Die Band-
breite der Provision reichte von rund 1.200  bis rund 4.000 Euro.

• Die Mehrzahl der in den letzten fünf Jahren Eingezogenen musste
seit dem Einzug Erhöhungen der Gesamtmiete hinnehmen (ca. 60
%). Von jenen, die in den Jahren 2004-2005 den Mietvertrag unter-
schrieben haben, gab es bei 67 Prozent zumindest zwei Mal eine Er-
höhung der Gesamtmiete. Bezogen auf alle Befragten machte die
monatliche Mietenerhöhung im Schnitt 45 Euro aus; bei den in den
Jahren 2004-2005 Eingezogenen 63 Euro. Weitere Kostenbelastun-
gen ergaben sich trotz der erst kurzen Mietdauer und laufenden
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Mietenerhöhungen für 9 % der Mieter durch aufwendigere Erhal-
tungsarbeiten in der Wohnung (z.B. Therme).

• Nur die Hälfte der in den letzten Jahren in eine private Hauptmiet-
wohnung Gezogenen wusste über das Richtwertmietensystem Be-
scheid. Von jenen Mietern, die in den letzten beiden Jahren die
Wohnung bezogen haben, hatten sogar 58 Prozent noch nicht von
der Richtwertmiete gehört. Auch 48 Prozent derer, die ihre Woh-
nung über einen Makler bekommen haben, wussten davon nicht
(bzw. wurden vom Makler dazu nicht informiert). Lediglich 6 Pro-
zent der Befragten haben ihren Mietzinssatz bereits einmal überprü-
fen lassen.

• 25 Prozent der Mieter, die in den letzten Jahren in eine private Alt-
bauwohnung eingezogen sind, gaben an, dass sie sich wegen der
(hohen) Mietkosten bei anderen ihnen wichtigen Dingen sehr oder
ziemlich einschränken müssen. Dies gilt vor allem für jüngere Haus-
halte (unter 30-Jährige) und für Haushalte mit Kindern (jeweils für
ca. 30 %). Bei Haushalten ohne Kinder sind es 24 Prozent.

• Von den Mietern wird der Einsatz der AK in der Mietenpolitik sehr
begrüßt. Einen fast einhelligen Konsens gibt es darüber, dass es
wichtig ist, dass sich die AK für klare Mietenbegrenzungen einsetzt
(„wichtig“: 95 %). So gut wie alle würden die Forderung der AK un-
terstützen, dass etwa für Heizthermenreparaturen und -instand-hal-
tungen künftig nicht die Mieter, sondern die Hauseigentümer bzw.
die Vermieter aufkommen sollten („wichtig“: 90 %). Sieben von
zehn Befragten wünschen sich darüber hinaus, dass die AK auf eine
Abschaffung der automatischen Index-Erhöhungen bei den Mieten
drängt. Drei Viertel der Mieter unterstützen die Forderung der AK,
dass die Kosten für die Hausverwaltung und die Grundsteuer in
Hinkunft die Vermieter und nicht die Mieter zahlen sollten. Alle
diese Maßnahmen wären wichtig, um die finanziellen Belastungen
vieler Mieter spürbar zu lindern.

• Eine klare Mietenbegrenzung bzw. eine Entlastung der Mieter würde
nicht nur den betroffenen Haushalten, welchen derzeit nur wenig
für den privaten Konsum übrig bleibt, zugute kommen, sondern in-
folge der damit erhöhten Kaufkraft auch positive Effekte auf die
österreichische Wirtschaft insgesamt gesehen haben.
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